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Der Geſetzentwurf über den Berwaltungsgerichtshof. 


In Perſolvirung des in dem Artikel 15 des Staatsgrundge⸗ 
ſetzes über die richterliche Gewalt vom 21. December 1867, R. G. 
Bl. 144 verbrieften Verſprechens iſt endlich nach einem Zeitraume von mehr 
als 5 Jahren ein Geſetzentwurf über die Errichtung eines Verwal⸗ 
tungsgerichtshofes bei dem Reichsrathe und zwar zuerſt bei dem 
Herrenhauſe eingebracht worden. 

Zunächſt erſcheinen dieſe Blätter zu einer fachmänniſch⸗wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Beſprechung des Eutwurfes berufen, und dieſe ſoll der 
Inhalt der nachſtehenden Abhandlung ſein. 


I. 


Allen gemeinſam und unter allen einer iſt der allgemeine Zweck 
der Verwaltungsjurisdiction. Das gleiche Maß, auf dem ſich die 
Gerichtsgewalt aufbaut, deren Theil die Verwaltungsjurisdictionsge⸗ 
walt iſt, iſt eine nicht beſtrittene Forderung. Von dieſem gemein⸗ 
ſamen Ausgangspunkte aus handelt es ſich darum, den Zweck und 
aus demſelben die Nothwendigkeit der Verwaltungsjurisdietion für 
. zu betrachten, um hieraus den Maßſtab für die Beur⸗ 
theilung des vorliegenden Entwurfes zu finden. Zu den verhätſchel⸗ 
teſten Kindern des theoriſtrenden Conſtitutionalismus, wie er in der 
Rottek⸗Welckerſchen Schule ſeinen prägnanteſten Ausdruck fand, ge⸗ 
hörte die aus der Forderung des gleichen Maßes entſprungene Unab⸗ 
hängigkeit des Richterſtandes. Die Bürgſchaftsforderung für dieſe Un⸗ 
abhängigkeit entſprang jedoch einſeitig aus der Gefahr vor Ein⸗ 
griffen der vollztehenden Gewalt, in ſoferne fie der Krone zu⸗ 
ſtand, und der Richter, in dem die Gerichtsgewalt und mit ihr die 


eben fo einſeitig, lediglich der Strafrechts⸗ und Civil⸗ (Privatrechts⸗) 
Richter. Erſt ſpät gelangte die Theorie zur Einſicht, daß im moder⸗ 
nen conſtitutionellen Staate die gleiche Maßforderung und die Bürg⸗ 
ſchaften für dieſelbe auch auf dem geſammten Gebiete des öffentlichen 
Rechtes im vollen Umfange zur Anwendung zu kommen haben. Dieſe 
Einſicht nahm ihren Anfang mit einer „privatrechtlichen Conſtruction“ 
(Gneift) der Verwaltungsgerichtsbarkeit hinſichtlich einer mehr und 
mehr ſteigenden Anzahl von Colltſionsfällen, bis die öffentlich « recht⸗ 
liche Auffaſſung in der Theorie zum Siege gelangte. 

Schon jetzt bemerken wir, daß, da die öſterreichiſchen Staats⸗ 
grundgeſetze vom Jahre 1867, wie ſelten welche Geſetze, ſich die Le⸗ 
giſirung von Lehrſätzen des theoriſirenden Conſtitutionalismus zur 
Aufgabe gemacht hatten, es uns nicht in Verwunderung ſetzen dürfe, 
daß fie nicht auf dem Standpunkte der zum Siege gelangten vollen 
öffentlich⸗rechtlichen Auffaſſung der Verwaltungsgerichtsbarkeit ſtehen, 
und daher derſelben nur ein ſtilles Plätzchen in dem 2. und 3. Ab⸗ 
ſatze des letzten Artikels des Staatsgrundgeſetzes über die richterliche 
Gewalt gewähren. 

Für den Zweck der Verwaltungsgerichtsbarkeit in dieſem Sinne 
find zwei Momente von hervorragender Bedeutung, deren eines in 
mehr mittelbarem Zuſammenhange mit derſelben ſteht, während das 
andere dieſen Zweck unmittelbar betrifft. Lorenz von Stein und 
Rudolf Gnetft, die beiden Koryphäen des modernen Verwaltungs⸗ 
rechts, haben das Verdienſt in ihren Werken dieſe zwei Momente für 
das Verwaltungsrecht zur durchſchlagenden Geltung zu bringen. 

Aus den Schriften Stein's leſen wir, gleichwie einen rothem 
Faden, der dieſelben durchzieht, den geiſtreichen und geiſtvollen Gedan⸗ 
ken heraus, daß der Fortſchritt des Rechtslebens in der fortlaufenden 
Herausſcheidung und Bildung ſelbſtſtändiger und neuer Functionen 
desſelben und folgerichtig neuer Organe für dieſelben liege. So tft 
der Ruf Trennung der Verwaltung von der Juſtiz (als Strafrechts⸗ 
und Privatrechtsjuſtiz) bereits heute ein veralteter, und es handelt 
ſich neuerdings um eine Trennung von Verwaltung und Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit innerhalb der Verwaltung. Für dieſe zum vollen Be⸗ 
wußtſein gelangten verſchiedenen Functionen innerhalb der Verwaltung 
auch verſchiedene Organe zu ſchaffen, iſt der Zweck der Errichtung 
eines Verwaltungsgerichtshofes. 

Haben wir hierin den formellen Zweck der ſelbſtſtändigen Ver⸗ 
waltungsgerichtsbarkeit, ſo iſt das zweite Moment materieller Zweck 
derſelben. Und hiemit knüpfen wir an Gneiſt an; ſein Werk der 
Rechtsſtaat (Berlin, Springer 1872), ſtehe namentlich die Abſchnitte 
VI. (Die Negation des Rechtsſtaats in den franzöſiſchen Verfaſſungen, 
S. 75 ff. S. 189 ff.) und XI. (Der archimediſche Punkt des Rechts⸗ 
ſtaats S. 161 ff. S. 200 ff.) und der ganze Gedankengang dieſes 
Werkes in Uebereinſtimmung mit den übrigen Schriften dieſes Ge⸗ 
lehrten (fo: die confeſſtonelle Schule ve, B. Spr. 1869, jo S. 74, 
Verwaltung, Juſtiz, Rechtsweg, Staatsverwaltung und Selbſtverwal⸗ 
tung ꝛc. B. Spr. 1869, ſo SS. 71, 144, 180 ff. 200 — 206, 
536, a. a. O. Die preußiſche Kreisordnung, B. Spr. 1870; Self⸗ 
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land, 3. umgearb. Aufl., B. Spr. 1871, z. B. SS. 991 bis 994 
a. a. O.; Artikel Verwaltungsjuſtiz in v. Holtzendorffs Rechtslexikon, 
Leipzig, Duncker ꝛc. Humblot II. B. 1871 SS. 634 — 639, 
S. 638) enthält über die Nothwendigkeit der Verwaltungsgerichtsbar⸗ 
keit mit Rückſicht auf den im Folgenden in ſeiner ganz beſondern 
Wichtigkeit für Oeſterreich zu beſprechenden Zweck nicht genug zu be⸗ 
herzigende Lehren. Dieſer Zweck beſteht aber darin, der gleichen 
Maßforderung bei Anwendung des Verwaltungsrechtes ihre feſte und 
unverbrüchliche Bürgſchaft und ihre Unabhängigkeit gegenüber der 
parlamentariſchen Majoritätsregierung zu geben. 

Galt es früher, den Strafrechts- und Civilrichter vor der voll⸗ 
ziehenden Gewalt, inſofern fie verfaſſungsmäßig der Krone zuftand, 
zu ſichern, ſo gilt es heute noch vielmehr im conſtitutionellen Staate 
die Anwendung des Verwaltungsrechts vor der vollziehenden Gewalt, 
als der aus der Parlamentsmajorität hervorg⸗gangenen, derſelben ver⸗ 
antwortlichen, und von derſelben dependenten parlamentariſchen Majo⸗ 
ritätsregierung und vor der Parlamentsmajorität ſelbſt ſicherzuſtellen, 
nachdem der parteimäßige Charakter der Regierung in den mit con⸗ 
ſtitutionellen Verfaſſungen nach franzöſiſch⸗belgiſchem Muſter verſehenen 
Staaten zum „conſtitutionellen Dogma“ (Gneiſt) geworden iſt. 

Mit der Einführung dieſes Dogma's in unſer Verfaſſungsrecht 
durch die Geſetze vom Jahre 1867 iſt zugleich jede (in den bisheri⸗ 
gen Verhältniſſen allenfalls noch gelegene) Gewähr gegen eine partei⸗ 
mäßige Verwaltung gefallen. Die alten Reſte einer collegialen Be⸗ 
hördeverfaſſung für die Staatsverwaltung bei den Landesſtellen und 
dem Miniſterium des Innern (Staatsminiſterium), in welcher Ver⸗ 
faſſung eine, wenn auch noch ſo beſcheidene Bürgſchaft des gleichen 
Maßes lag, ſind mit der Verantwortlichkeit jedes einzelnen Miniſters 
als höchſte Entſcheidungsſtelle in der Staatsverwaltung gänzlich weg⸗ 
geſchmolzen. Der Miniſter regiert nicht nur, nein er verwaltet 
auch — rechtlich nur der Parlamentsmajorität verantwortlich, durch 
keine unabhängigen Behörden, durch kein vorgeſchriebenes Verfahren 
gebunden, die geſammten Gegenſtände der Staatsverwaltung ſeines 
Reſſorts allein, die geſammten Staatsbehörden dieſes Reſſorts und die 
einzelnen Staatsdiener dieſer Behörden ſind die ad nutum ammo⸗ 
vibeln Werkzeuge dieſer Parteiverwaltung. Welche objective Gewähr 
gibt es da für eine geſetzmäßige Verwaltung? Die Miniſterverant⸗ 
wortlichkeit vor dem Staatsgerichtshofe! Für geſetzwidrige Verwei⸗ 
gerung einer Gewerbeconceſſion die Miniſterverantwortlichkeit vor der 
Volksvertretung, beziehungsweiſe vor dem Staatsgerichtshofe! Wann 
endlich wird ſich die Ueberzeugung Bahn brechen, daß der Staats- 
gerichtshof für die Miniſterverantwortlichkeit, daß die Miniſterverant⸗ 
wortlichkeit vor der Volksvertretung ſich lediglich und ausſchließlich 
auf die Regierung zu beſchränken und mit der Verwaltung von 
vornherein und principiell nichts zu thun habe, daß ſie eine poli⸗ 
tiſche zu ſein habe. 

War hiemit das Staatsverwaltungsbeamtenthum lediglich zu 
einer Hilfsarbeiterſchaft des für die Verwaltung verantwortlichen Mini⸗ 
ſters herabgeſunken, ſo war die autonome Verwaltung von vornherein 
nur eine Parteiverwaltung der jeweilig, in Gemeinde, Bezirk und 
Land zur Gewalt gewählten Majorität. Die jeweilige Minorität hing 
nur von dem guten Willen der verwaltungsrechtſprechenden Organe ab. 

Das unbedingt nothwendige Correlat der parteimäßigen Re⸗ 
gierung und der Miniſterverantwortlichkeit und Abhängigleit gegen⸗ 
über der Mehrheit der Volksvertretung iſt daher die Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit. Darin liegt zugleich die eminent politiſche Bedeu⸗ 
tung der Verwaltungsgerichtsbarkeit, der in Oeſterreich zum kleinen 
Theile durch das Reichsgericht, zunächſt aber durch einen Verwaltungs⸗ 
gerichtshof Genüge geſchehen ſoll. 

Und angeſichts des uns vorliegenden Entwurfes iſt es eine 
Nothwendigkeit, hier auf die politiſchen Verhältniſſe Oeſterreichs ein⸗ 
zugehen, da eben wegen dieſer politiſchen Verhältniſſe in unſerem 
Staate, wie in keinem anderen, die Einführung einer wahren und 
vollen Verwaltungsgerichtsbarkeit, die als ein unangreifbares Bollwerk 
des Rechtes in den brandenden Wogen der Parteileidenſchaften und 
Parteibeſtrebungen, unabhangig von jeder parlamentariſchen Partei⸗ 
regierung daſtünde — nothwendig wie das tägliche Brod und ein 
wahrer Segen wäre 

Die in Oeſterreich zu Recht beſtehende Verfaſſung iſt die con⸗ 
ſtitutionelle, ſie muß daher mit Allem, was in einer ſolchen Ver⸗ 
faſſung d'rum und d'ran hängt, im Rechtsleben zur vollen und ganzen 
Anwendung kommen. Es muß ſich daher jeder rechtlich denkende; 


Staatsbürger die Conſequenzen dieſer Verfaſſung gefallen laſſen, mag 
auch ſeine individuelle Ueberzeugung mit den Beſtimmungen derſelben 
im Ganzen und Einzelnen nicht übereinſtimmen. Die durchſchlagendſte 
Conſequenz der conſtitutionellen Verfaſſung iſt aber die Parteiregierung, 
als die Regierung der in der Volksvertretung die Majorität inne⸗ 
habenden Partei. 

Wir ſchreiben hier nicht Verfaſſungstheorie und laſſen uns nicht 
in eine Kritik jener Conſtitution ein, deren weſentliches Merkmal die 
Parteiregierung iſt, ſondern wir haben es hier mit einer zu Recht 
beſtehenden Thatſache zu thun. Dieſer Thatſache gegenüber muß ſich 
die jeweilig in der Minorität befindliche Partei, ſei es eine oder gebe 
es ſolcher mehrere, die politiſche Herrſchaft der Majorität gefallen 
laſſen, und es bleibt ihr oder ihnen nur übrig auf geſetzlichem Wege 
Anhänger ihrer Ueberzeugungen zu gewinnen und zu ſchaaren, um bei 
der nächſten Wahl zur politiſchen Herrſchaft zu gelangen. Daß aber 
dieſe Parteiregierung auf das Gebiet der Regierung im engſten Sinne 
des Wortes beſchränkt bleibe und in keiner Weiſe auf das Gebiet der 
Verwaltung übergreife, ſondern daß die in Conſequenz deſſen einge⸗ 
führte Verwaltungsgerichtsbarkeit mit allen Garantien gegen irgend: 
einen Eingriff der vollziehenden Gewalt, komme er von der Volks⸗ 
vertretung, beziehungsweiſe der in ihr herrſchenden Partei oder von 
der Krone, geſchützt ſei, wird dort als ein um ſo lauter um Befrie⸗ 
digung ſchreiendes Bedürfniß auftreten, wo erſtens hinter der jeweilig 
herrſchenden politiſchen Partei nicht eine fo überwiegende Majorität 
der Bevölkerung ſteht, daß ihr gegenüber die opponirenden Parteien 
zuſammengenommen als unbedeutend, numeriſch und politiſch wenig 
wiegend nicht in die Wagſchale fallen, und wo zweitens die Partei⸗ 
unterſchiede ſo tiefe und einſchneidende ſind, daß ſich die Parteien in 
unverföhnlichen Gegenſätzen gegenüberſtehen. Dort find jene Garantien 
der Gerichtsgewalt im Privat- wie öffentlichen Rechte und hiemit auch 
die volle und ganze Verwaltungsgerichtsbarkeit geradezu eine Exiſtenz⸗ 
bedingung eines ſolchen Staates, als das verſöhnende und ausgleichende 
Element im wilden Parteienſtreite. 

Und daß es ſolche Staaten gibt, wer wollte es läugnen? 
Daß Oeſterreich in erſter Linie hieher gehört, weiß wohl Jedermann. 
Und daß dies keine ſinguläre, beſonders befremdende Erſcheinung iſt, 
weist uns das Beiſpiel Belgiens und Baternd, wo ſich zwei durch 
leidenſchaftlichen Haß getrennte Parteien — dieſer Ausdruck iſt doch 
wohl keine Hyperbel für das Verhältniß von Liberalen und Ultra⸗ 
montanen — die Wagſchale halten; ja ſelbſt Preußen ) und in noch 
geringerem Maße Deutſchland können angeführt werden, wenn auch 
die nationalliberale Partei in Folge des durch den letzten Krieg geho⸗ 
benen Nationalgefühles und der noch nicht vollzogenen gänzlichen Zu⸗ 
ſammenſchließung der conſervativen Partei, Polen und Centrumsfrac⸗ 
tion mit ſtark überwiegender Majorität hier mehr der Regierung zur 
Seite ſteht, als ſie führt. Endlich kann auch auf England hingewieſen 
werden, wenn auch hier die Gegenſätze nicht fo ſchroff find; Frank⸗ 
reich iſt zwar Republik, jedoch eine ſtark conſtitutionell gefärbte. 

Zur Entſchuldigung oder beſſer zur Begründung, daß in einem 
wiſſenſchaftlichen Fachblatte ſo eingehend auf politiſche Verhältniſſe 
eingegangen wird, mag es dienen, daß es ſich hier de lege ferenda 
betreffs der Verwaltungsgerichtsbarkett handelt, und daß unſerer Ueber⸗ 
zeugung nach eben der Schwerpunkt dieſer ganzen Frage, wie geſagt, 
ein politiſcher iſt, und die Einführung einer auf der Höhe der For⸗ 
derung der heutigen Wiſſenſchaft ſtehenden Verwaltungsgerichtsbarkeit 
eines der wirkſamſten Mittel, um die öſterreichiſche Frage zu löſen: 
indem auf politiſchem Gebiete die Parteien in vollkommen berechtigter 
und in dem Weſen des Conſtitutionalismus gelegener Weiſe um die 
Regierung ringen, dagegen aber auch Jedermann ohne Anſehen der 
Partei, welcher er angehört, das gleiche Maß, das gleiche Recht auf 
dem Gebiete der conereten Rechtsanwendung nicht nur im Privat⸗ ſondern 
auch im öffentlichen Rechte dadurch wird, daß dieſe Rechtsanwendung 
der Parteiherrſchaft und Parteibeeinflußung völlig entzogen wird. 

(Schluß des I. Artikels im nüchſten Blatte.) 


) Bei der Abſtimmung über die Kreisordnung war das Verhältniß wie ½ zu 
3/, und bei den Abſtimmungen über die kirchenpolitiſchen Vorlagen beziehungswelſe 


die hiezu nothwendigen Verfaſſungsänderungen wie / zu mehr als /. Gerade der⸗ 


gleichen Abſtimmungen ſind ein richtiger Maßſtab, weil bei denſelben die politiſchen 
Gegenſſitze am ſchärfſten zum Ausdrucke gelangen 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage der Ausübung des Virilſtimmrechtes in den Gemeinden 
ſeitens einer Fabriksgeſellſchaft. 


Wenzl V. hat in Vertretung der Zuckerfabriks⸗Firma „V. und 
C.“ in M. unter Berufung auf die ein Sechstheil der Geſammtſteuer 
der Gemeinde überſteigende Steuerleiſtung der Fabrik für ſich das 
Virilſtimmrecht in der Gemeinde M. nach § 17 Gemeindeordnung”), 
angeſprochen und nach Abweiſung mit dieſem Anſuchen von dem Ge⸗ 
meindeamte in M der Bezirkshauptmannſchaft gegenüber ſeinen An⸗ 
ſpruch weiter dahin begründet, daß im Handelsregiſter er, dann Franz 
C. und Joſeph C, reſp. des Letztern Erben als öffentliche Geſellſchafter 
der Firma „Mer Zuckerfabrik V. und C.“ eingetragen find, daß er 
und Joſeph C. zur Zeichnung und Vertretung der Firma berechtigt 
waren und dermal nach dem Ableben des Joſeph C. nur ihm (V.) 
allein dieſes Recht, ſomit auch das Recht der Ausübung der Virilſtimme 
für die Zuckerfabrik in der Gemeindevertretung von M. nach § 17 
Gemeindeordnung zuſtehe. 

Der Gemeindevorſtand in M. wendete dagegen ein, daß Wenzl 
V. als einer der drei Geſellſchafter und Mitbeſitzer der M. er Zucker⸗ 
fabrik in ſeiner Eigenſchaft als Firmazeichner zur Vertretung der 
Zuckerfabrik nur in Handelsgeſchäften, nicht aber in politiſchen Ange⸗ 
legenheiten berechtigt ſei. 

Die Bezirkshauptmannſchaft erkannte, daß Wenzl V. als zur 
Firmazeichnung und Vertretung der Mer Zuckerfabriksgeſellſchaft 
allein Berechtigter das Virilſtimmrecht dieſer Fabrik nach § 17 
Gemeindeordnung auszuüben habe. 


Den dagegen eingebrachten Recurs des Gemeindevorſtandes in 


M. hat die Statthalterei abgewieſen, weil der unter der Firma „V. 
und C.“ beſtehenden und mehr als ein Drittheil der geſammten in der 
Gemeinde vorgeſchriebenen directen Steuern entrichtenden Zuckerfabrik 
in M. als Gemeindegenoſſen nach SS 6 und 17 Gemeindeordnung 
das Recht der Virilſtimme in der Gemeinde M. zuſtehe und nachdem 
nach $ 7 Gemeinde⸗Wahlordnung moraliſche Perſonen das ihnen 
zuſtehende Wahlrecht durch diejenigen, welche ſie nach den geſetzlichen 
oder geſellſchaftlichen Beſtimmungen nach außen zu vertreten berufen 
ſind, oder durch einen Bevollmächtigten auszuüben haben, der zur 
Vertretung der gedachten Zuckerfabrik nach außen berufene alleinige 
Procuraführer derſelben — zunächſt zur Ausübung dieſes Stimm⸗ 
rechtes berechtigt ſei. 

Gegen dieſe Statthalterei⸗Entſcheidung brachten der Gemeinde⸗ 
vorſtand in M. in Gemeinſchaft mit Franz C. und den Erben nach 
Joſeph C. als Geſellſchaftern der Firma: „M.'er Zuckerfabrik V. und 
C.“ den Miniſterialrecurs ein, worin die Recurrenten betonten, daß 
im vorliegenden Falle nicht $ 7, ſondern $ 8 Gemeinde⸗Wahlordnung“) 
anzuwenden ſei, weil es ſich um Mitbefiger einer ſteuerpflichtigen Rea⸗ 
lität handelt, für welche nur der von den Mitbeſitzern beſtimmte Be⸗ 
vollmächtigte das Virilſtimmrecht ausüben könne. Aber ſelbſt bei An⸗ 
wendung des § 7 Gemeinde⸗Wahlordnung, welcher die Vertretung der 
moraliſchen Perſonen auch durch einen Bevollmächtigten zulaſſe, könne 
dem Wenzl V. nicht das ausſchließliche Recht zur Ausübung des 
Virilſtimmrechtes zugeſprochen werden, weil er nach dem Geſellſchafts⸗ 
vertrage nicht allein, ſondern mit Joſeph C. zur Firmazeichnung 
berechtigt ſei und das Recht des Letzteren auf deſſen Erben überging. 
Auch müßte im Falle der Richtigkeit der Statthalterei⸗Anſicht bei dem 
Vorhandenſein mehrerer zur Zeichnung und Vertretung der Firma 
berechtigten Perſonen conſequent jeder derſelben das Recht zur Aus⸗ 
übung des Virilſtimmrechtes zuſtehen, was nur zu Unzukömmlichkeiten 
führen würde. 

Dieſen Recurs hat das Miniſterium des Innern unterm 26. Auguſt 
1872, 8. 11.363 mit dem Betfügen zurückgewieſen, daß, inſoferne 
die Recurrenten die Thatſache: es ſei außer Wenzel V. noch ein 
anderer der Geſellſchafter die Geſellſchaft zu vertreten berufen, mittelſt 


) Gemeindeordnung für Böhmen vom 16. Apr l 1864. 


) 8 7 ſpricht von der Ausübung des Wahlrechtes moraliſcher Perſonen 
durch berufene Vertreter oder Bevollmächtigte, 5 der Ausübung des Waßleecle 
der Mitbeſitzer einer ſteuerpflichtigen Realität d urch Be vollmächtigt. 
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eines Auszuges aus dem Handelsregiſter darzuthun vermöchten, die 
Virilſtimme der Geſellſchaft durch einen Bevollmächtigten der zur 
Vertretung der Geſellſchaft Berufenen auszuüben iſt ($ 7 der G. W. O. 
für Böhmen). — r, 


Beerdigungskoſten zählen nicht zu den Auslagen, für welche die 
Heimatsgemeinde (nach dem Heimatsgeſetze) aus dem Titel der 
Pflicht zur Armenverſorgung aufzukommen hat ). 


Der nach P. in Mähren zuſtändige Bettler Bartholomäus K. 
iſt im Juni 1871 in der Gemeinde R. in Böhmen geſtorben. Dieſe 
Gemeinde beanſpruchte anläßlich der Beerdigung des K. von deſſen 
Heimatsgemeinde P. den Erſatz der Beerdigungskoſten pr. 3 fl. und 
ſtellte diesfalls das Anſuchen an die mähriſche Bezirkshauptmannſchaft 
D., welche aber dem Anſuchen nicht entſprechen zu können erklärte, 
da nach § 24 des Geſetzes vom 3. December 1863 Begräbnißkoſten 
zu jenen Auslagen nicht gehören, die der Heimatgemeinde aus dem 
Titel der Armenverſorgung aufgebürdet werden können, ſondern unter 
die Koſten der Localpolizei zu ſubſumiren ſeien, welche jene Gemeinde, 
in der das Ableben des Armen erfolgt, ſelbſt zu tragen habe. 

Die böhmiſche Bezirkshauptmannſchaft P. dagegen berief ſich 
auf § 28 des Heimatgeſetzes und § 12 Abſatz 3 des Landesgeſetzes 
für Böhmen über die Armenpflege vom 3. December 1868, nach 
welchen Gemeindeangehöͤrige ein Recht auf die Verſorgung und auf 
ein anſtändiges Begräbniß haben; ferner hätten nach dem Erlaſſe 
des Miniſteriums des Innern vom 17. Februar 1858, 3. 23992 ex 
1857 Krankenverpflegs⸗ u. Medicamenten-Koften für Arme der Zu⸗ 
ſtändigkeitsgemeinde aus dem Titel der Armenverſorgung als eine Ge⸗ 
meindeauslage zur Laſt zu fallen und folgerichtig müſſe dies auch bei 
Beerdigungskoſten der Fall ſein. 6 

Die mähriſche Statthalterei erklärte, die Gemeinde P. zum Rück⸗ 
erſatze dieſer Beerdigungskoſten nicht verhalten zu können, weil Beer⸗ 
digungskoſten nach §§ 28, 29 u. 30 des Heimatgeſetzes nicht unter 
jene Auslagen gehören, deren Rückerſatz von der Heimatgemeinde an⸗ 
geſprochen werden kann, ſondern unter die Koſten der Localpolizei zu 
zählen ſeten. 

Die böhmiſche Statthalterei legte den Act dem Miniſterium des 
Innern zur Entſcheidung vor und bemerkte hiebei, daß dieſe Beerdi⸗ 
gungskoſten per 3 fl. für Bartholomäus K. jedenfalls von deſſen 
Heimatsgemeinde P. rückzuvergüten wären, weil dieſer Vorgang ſo⸗ 
wohl im § 28 des Heimatgeſetzes als auch im § 12 alinea 3 des 
Armengeſetzes für Böhmen vom 3. December 1868 begründet erſcheine 
und der von der mähriſchen Bezirkshauptmannſchaft in D. citirte $ 24 
des Heimatgeſetzes auf den vorliegenden Fall keine Anwendung finde, 
indem derſelbe nur von der Verſorgung geſunder und kranker Armen 
ſpricht und aus dem Umſtande, daß in dieſem Paragraphe von Be⸗ 
gräbnißkoſten keine Rede iſt, nicht gefolgert werden könne, daß 
derlei Auslagen unter die Koſten der Localpolizei zu ſubſumiren ſeien. 

Das Miniſterium des Innern hat nun unterm 27. December, 
1872, 3. 18657 erkannt, daß die Gemeinde P. zum Erſatze dieſer 
Beerdigungskoſten nicht verhalten werden kann. „Denn eine aus⸗ 
drückliche geſetzliche Beſtimmung, daß die Heimatgemeinde für Arme 
auch die unerläßlich nöthigen Begräbnißkoſten zu beſtreiten hat, wie 
dies für Böhmen der § 12 alinea 3 des Geſetzes vom 3. Deember 
1868 (L. G. Bl. Nr. 59) vorſchreibt, beſteht für Mähren nicht und 
der diesfalls für Mähren maßgebende $ 24 des Heimatgeſetzes vom 
3. December 1863 normirt, daß die der Gemeinde obliegende Armenver⸗ 
ſorgung ſich auf die Verabreichung des nothwendigen Unterhaltes und 
die Verpflegung im Falle der Erkrankung beſchränkt; es kann ſo⸗ 
mit unter die in dem eben citirten § 24 der Gemeinde auferlegten 
— Verpflichtungen jene zum Erſatze von Beerdigungskoſten- nicht 
ſubſumirt werden.“ Kl. 


) Man vergl. die Mittheilung in Nr. 17 S. 67 des Jahrgangs 1869 dieſer 
Zeitſchrift. 


Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Miniſters für Cultus und Unterricht vom 24. Februar 1873, 
3. 9453, an ſämmtliche Landesſchulräthe und die Statthalter für Küſtenland und 
Tirol, betreffend die Wiederholungsprüfungen an Gymnaſien und Realgymnaſien. 


Die verſchiedene Auslegung, welche an einzelnen Gymnaſien (Realgymnaſten) 
dem § 78 des Organiſationsentwurfes gegeben wird und die damit im Zuſammenhange 
ſtehende auffallende Zunahme geſtatteter Wiederholungsprüfungen beſtimmen mich, 
die Aufmerkſamkeit der k. kk. auf folgende Punkte zu lenken und die 
Einhaltung dieſer Feſtſetzungen einer beſonderen Ueberwachung durch den betreffenden 


Landesſchulinſpector anzuempfeh en. = 


Aus den Grundprincipien des § 73, welcher nach Z. 6 jeden nach den Leiſtun⸗ 
gen des Schuljahres auch nur in einem einzelnen Gegenſtande für den Unterricht in 
der nächſt höheren Claſſe entſchieden unrelf erkannten Schüler von dem Aufſteigen in 
dieſe nächſt höhere unbedingt ausſchließt, und nach Z. 2 nur dort, wo in dem Urtheile 
der Lehrer über die Verſetzbarkeit eines Schülers am Schluſſe des Schuljahres noch 
irgend eine Unſicherheit blieb, die Vornahme einer Verſetzungsprüfung geſtattet, geht 
wohl unzweifelhaft hervor, daß in der Regel nur die bei der Verſetzungsprüfung con⸗ 
ſtatirten ungenügenden Leiſtungen eines Schülers und zwar laut Z. 8 nur ſolche 
in einem einzigen Gegenſtande, den Ausgangspunkt der Geſtattung einer Wieder⸗ 
holungsprüfung bilden können, indem das im Laufe eines ganzen Schuljahres gewon⸗ 
nene feſtſtehende Urtheil des Lehrers unmöglich der Erprobung oder Widerlegung 
durch den Ausſchlag einer Prüfung unterzogen werden kann. Aber nicht in jedem 
Falle, in welchem das Hinderniß der Verſetzbarkeit eines Schülers in den ungenügen⸗ 
den Leiſtungen aus einem einzigen Gegenſtande liegt, iſt die Wiederholungsprufung 
zufäffig, ſondern nur dann, wenn zu hoffen ſteht, der Mangel werde ſich in kurzer 
Zeit durch Privatfleiß nachholen laſſen. Selbſt wenn man von der Individualität der 
Schüler abſieht, findet gewiß bezüglich der Lehrgegenſtände ein ſehr erheblicher Unter⸗ 
ſchied in ihrem Verhältniſſe zu diefer Bedingung ſtatt. * 

Nur höchſt ausnahmsweise wird ſich mit Grund erwarten laſſen, die im Ver⸗ 
laufe eines ganzen Schuljahres begründete Unreife für den Unterricht der nächft 
höheren Claſſe aus einem der Sprachfächer oder aus der Mathematik durch Privat⸗ 
fleiß binnen acht Wochen behoben, die erforderliche Gründlichkeit der Kenntniſſe, 
Sicherheit und Gewandtheit in ihrer Handhabung binnen diefer kurzen Zeit erworben 
zu ſehen. 

Aber auch bezüglich, der übrigen Lehrgegenſtände darf die Hoffnung auf 
Behebung des Mangels nicht ohne reife Erwägung anerkannt werden, damit es 
nicht den Anſchein gewinne, dasjenige, was Aufgabe der Aneignung und Durch⸗ 
übung während eines ganzen Jahres iſt, laſſe ſich auch nur bezüglich eines einzel⸗ 
nen Gegenſtandes innerhalb zweier Monate in eben fo genügender Wetiſe erlernen. 

Die Erlaubniß zu einer ſolchen Wiederholungsprüfung, auf welche der 
Schüler nach der mehrgedachten geſetzlichen Beſtimmung niemals einen ausdrück⸗ 
lichen Anſpruch hat, ertheilen nach Z. 7 des erwähnten Paragraphes die Lehrer 
der Claſſe, aus welcher der Schüler verſetzt werden ſoll, mit Zuſtimmung des Di⸗ 
rectors, jedoch unbeſchadet der Rechte, welche der Geſammtconferenz nach § 112, 
Z. 2 des Organiſattonsentwurfes zuſtehen. Eine Schulbehörde wird nur in den 
ſeltenſten Fällen die vom Lehrkörper verweigerte Geſtattung ihrerſeits auszuſprechen 
in der Lage ſein. 

Der ungünſtige Calcül, bezüglich deſſen die Wiederholungsprüfung platz⸗ 
greifen ſoll, iſt gleich allen anderen Noten in den Hauptkatalog einzutragen, die 
Geſtattung der Wiederholungsprüfung in der Anmerkungsrubrik erſichtlich zu 
machen, die Rubrik für die allgemeine Zeugnißelaſſe und Locationsnummer aber 
offen zu laſſen, weßhalb die Locationsnummer jener Schüler, deren Claſſification 
am Ende des Schuljahres definitiv feſtgeſtellt wurde, den Beiſatz erhalten muß: 
„unter locirten Schülern“. 

Nach abgelegter Wiederholungsprüfung wird das Ergebniß derſelben mit dem 
Beiſatze: „in Folge der Wiederholungsprüfung“ im Hauptkataloge erſichtlich gemacht 
und ſonach die allgemeine Zeugnißelaſſe für den betreffenden Schüler feſtgeſtellt, wobei 
‚aber jene Locirung zu unterbleiben hat. Erſt als Copie der in ſolcher Weiſe ergänzten 
Rubriken des Hauptkataloges kann dem Schüler das Semeſtralzeugniß ausgefertigt 
werden, wogegen das im Miniſterialerlaſſe vom 12 Jänner 1863, 3. 121/C. U., er 
wähnte Interimszeugniß die Natur eines Privatzeugniſſes an ſich trägt. 

Der eben erwähnte Miniſterialerlaß hat auch bereits erinnert, daß eine Wieder⸗ 
holungsprüfung nach § 73 des Organiſationsentwurfes in der Regel nur an jener 
Lehranſtalt vorgenommen werden kann, welche dieſelbe zu dem Behufe, um die in 
suspenso gelaſſene Claſſification eines Schülers abzuſchließen, geſtattet hat und daß 


nur bei ganz beſonderen Verhältniſſen eine andere Anſtalt, bei welcher ein ſolcher 
Schüler Aufnahme in die nächſt höhere Claſſe nachſucht, denſelben einer Anfnahms⸗ 
prüfung über die Geſammtheit der Gegenſtände der vorhergegangenen Claſſe unter 
ziehen, aber weder hierüber ein Zeugniß ausſtellen, noch die Lücken des etwa beige⸗ 


brachten Interimszeugniſſes ausfüllen darf. 


Die von den Lehrkörpern der Gymnaſten (Realgymnaſten), an denen ein obli⸗ 
gatoriſcher Unterricht im Frelhandzeichnen oder in der Kalligraphie beſteht, fortwäh⸗ 
rend geübte und durch wiederholte Miniſterialerläſſe ſanctionirte Anwendung des 
§ 54 des Organiſationsentwurfes für Realſchulen auf jenen Unterricht, wornach die 
Lehrkörper in jedem einzelnen Falle zu beurtheilen haben, ob mangelhaſte Leiſtungen 
eines Schülers in einem dieſer Fächer bei Tüchtigkeit in den übrigen Gebieten ſein 
Zurückbleiben in der niederen Claſſe zu motiviren geeignet ſind oder nicht, ſteht mit 
dem $ 78 des Organiſationsentwurfes für Gymnaſien nicht im Widerſpruche, da ſich 
aus jenen beiden Gegenſtänden das Lehrziel der einzelnen Claſſen nicht ebenſo fixiren 
läßt, wie aus anderen Fächern. 2 

Die Directionen ſämmtlicher der k. k. Landesſchulbehörde unterſtehenden Gym⸗ 
naſien (Realgymnaſien) find von dem gegenwärtigen Erlaſſe in Kenntniß zu ſetzen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 27. Februar 1873, 3. 3157 mit 

Mittheilung der Verordnung des Handelsminiſteriums vom 15. Februar 1873, 

3. 4008 in Betreff poſtaliſcher Vehandlung der Zeitſchriften, welchen der Poſtdebit 
entzogen worden iſt. 


Ich habe die Ehre Eurer ... eine Abſchrift der von dem k. k. Handelsmink⸗ 
ſterium unterm 15. d. M., Z. 4008 an die unterſtehenden Poſtämter erlaſſenen Ver⸗ 
ordnung in Betreff der Behandlung der mit der Poſt einlangenden und nicht unter 
Siegel gehaltenen ausländiſchen Zeitſchriften, welchen der Poſtdebit für die im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Kön greiche und Länder entzogen, oder gegen welche ein gerichtliches 
Verbot erlaſſen worden ift, zur gefälligen Kenntnißnahme mitzutheilen. 

Der Polizei⸗Miniſterialerlaß vom 3. April 1863, Z. 1964/475 wurde im 
Einvernehmen mit dem Miniſteri um der Juſtiz und des Handels aufgehoben. 


Verordnung des k. k. Handelsminkſteriums ddo. 15. Februar 1873, Nr. 
4008 für das Poſt⸗ Verordnungsblatt; Behandlung der verbotenen 
Zeitſchriften. 


Die mit der Poſt einlangenden und nicht unter Siegel gehaltenen ausländi⸗ 


ſchen Zeitſchriſten, welchen der Poſtd ebit für die im Reichsrat he vertre⸗ 
tenen Königreiche und Länder entzogen worden tft, oder künftig 
entzogen werden wird, ſind von den Poſtämtern zurückzuweiſen und an das 
Ausland zurückzuſenden. 


Die von dem Auslande mit der Poſt einlangenden, nicht unter Siegel gehal⸗ 
tenen Zeitſchriften, gegen welche ein gerichtliches Verbot erlaſſen wor⸗ 
den iſt, oder künftig erlaffen werden wird, find von den Poſtämtern dem 
Staatsanwalte ihres Sprengels zur Kenntniß zu bringen, und erſt dann, wenn dieſer 
eine Amtshandlung hierüber einzuleiten nicht findet, in das Ausland zurückzuſenden. 

Hiedurch werden die Beſtimmungen der Verordnung vom 17. April 1863, 3. 
1529 — 701 (P. V. B. v. J. 1863, S. 153) aufgehoben. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Sectionsrath bei der ungar. Seebehörde in Fiume 
Anton Ritter v. Rinaldini zum Sectionsrathe extra statum im Ackerbaumini⸗ 


ſterium ernannt. 


Seine Majeſtät haben dem Director der Lemberger Lan deshaupteaſſe Karl 
Philipp bei deſſen Penſtonirung das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Med. Dr. Ignaz Edl. v. Hofmannsthal 
das Ritterkrenz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Diſtrietscomm ſſär Dr. Anton 
3 nardelli in Görz das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens ver kehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Ingenieur Simon Schwickert zum 
Oberingenieur, dann die Bauadjuncten Franz Peichl und Prokop Gürke zu In⸗ 
genieuren für Böhmen ernannt. 


Concurs 


zur Beſetzung der Stelle eines dritten Secretärd bei dem Bürger⸗ 
‚ meifteramte zu Troppau. N 

Bewerber um dieſe Stelle haben ihre eigenhändig geſchriebenen, mit den Nach⸗ 
weiſen ihres Alters, Standes, Wohlverhaltens, ihrer bisherigen praktiſchen Verwen⸗ 
dung, der mit gutem Erfolge zurückgelegten jurldiſch⸗politiſchen Studien und der ge⸗ 
jeglichen Befähigung für den politiſchen Staatedienſt belegten Geſuche bis 30. April 
1873 hieramts einzubringen. f 

Mit dieſem Dienſtpoſten iſt ein Jahresgehalt von 1000 fl. ö. W. nebſt einem 
hievon entfall nden 15percentigen Quartlergelde, dann die Penſionsfähigkeit nach dem 
Penſionsſtatute vom 16. December 1871 für die Beamten und Diener der Stadtge⸗ 
meinde Troppau, dann deren Witwen und Waſſen verbunden, wonach die Dienſtzeit 
vom Tage des beim Eintritte in den Communaldienſt abgelegten Dienſteides an ge⸗ 
rechnet und den aus dem Staatsdienſte unmittelbar und ohne Unterbrechung ta den 
Dienft der Stadtgemeinde übergetretenen Beamten die im Staatsdienſte vollbrachte 
Dienſtzeit zum Behufe der Penſionebemeſſung in ihre bei der Stadtgemeinde zuge⸗ 
brachte Dienſtzeit eingerechnet wird. 


21 Troppau, am 28. März 1873. Der Bürgermeiſter. 


Druckerei der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


